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Gesetzesantrag
des Landes Nordrhein-Westfalen

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des 
Schriftformerfordernisses im Mietrecht 

A.Problem und Ziel

Bereits seit mehreren Jahren stehen die Auswirkungen der gemäß § 578 Abs. 2, 

Satz 1 BGB auch auf das Gewerbemietrecht anwendbaren sogenannten Schrift-

formklausel des § 550 BGB in der Diskussion. Diese sieht vor, dass Mietverträ-

ge, die für längere Zeit als ein Jahr nicht in schriftlicher Form geschlossen wor-

den sind, als auf unbestimmte Zeit geschlossen gelten und damit nach Ablauf ei-

nes Jahres ordentlich kündbar sind.

Ursprünglich sollte die Schriftformklausel, dies ergibt sich aus den Gesetzesma-

terialien, vor allem den Erwerber einer Mietsache, der nach § 566 BGB in das 

laufende Mietverhältnis einzutreten hat, schützen. Nach ihrem Wortlaut gibt die 

Norm jedoch nicht nur ihm, sondern auch den ursprünglichen Mietvertragspar-

teien die Möglichkeit, sich aufgrund dieses Formverstoßes vorzeitig von einem 

eigentlich auf längere Zeit geschlossenen Vertrag zu lösen. Die Regelung des § 

550 BGB ist nach herrschender Auffassung zwingendes Recht und kann damit 

vertraglich nicht abbedungen werden. Sie findet auch auf nachträgliche Vertrags-

änderungen und Ergänzungen, soweit diese vertragswesentliche Umstände be-

treffen, Anwendung. Sämtliche Versuche, der Kündbarkeit durch entsprechende 

Vertragsgestaltungen mit Schriftform- oder Schriftformheilungsklauseln zu be-

gegnen, hat der Bundesgerichtshof mit Entscheidungen aus den Jahren 2017 und 

2018 endgültig für unwirksam erklärt. 

Diese strenge Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes hat dazu geführt, dass es 

in den vergangenen Jahren quasi zu einer „Zweckentfremdung“ der Regelung des 

§ 550 BGB gekommen ist, weil immer wieder eine der Vertragsparteien versucht 

hat, sich unter Berufung auf die Formnichtigkeit einer mietvertraglichen Abrede 

auf die Unwirksamkeit der Befristung des Vertrages zu berufen und diesen so-
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dann entgegen der ursprünglich für einen bestimmten Mietzeitraum getroffenen 

Abrede ordentlich (vorzeitig) zu kündigen. So hat es im Zeitraum 2001-2018 al-

leine 30 Revisionsurteile gegeben, in denen die Einhaltung der Schriftform ent-

scheidungserheblich war.  

Hieraus entstehen für Mieter und Vermieter eines Gewerbemietverhältnisses 

gleichermaßen erhebliche Rechts- und Planungsunsicherheiten (die Auswirkun-

gen auf das Wohnungsmietrecht sind deshalb deutlich geringer, weil hier erheb-

lich höhere Anforderungen an die Zulässigkeit einer zeitlichen Befristung und 

eine ordentliche Kündbarkeit gestellt werden als im Gewerbemietrecht). Für den 

Vermieter bedeutet die vereinbarte Laufzeit eine wichtige Grundlage für etwaige 

Investitionsentscheidungen, weil er durch sie für eine feste Zeit auf entsprechen-

de Mieteinnahmen vertrauen kann. 

B. Lösung 

Das Kündigungsrecht wird auf den Erwerber beschränkt und die Regelung unter 

Aufhebung des bisherigen § 550 BGB in einen neu zu schaffenden § 566 Absatz 

3 BGB-E verlagert. Damit wird die Norm auf den Schutzzweck reduziert, dem 

sie nach dem Willen des historischen Gesetzgebers eigentlich hatte dienen sollen.

Zusätzlich soll das nunmehr nur noch dem Erwerber für die vor seinem Erwerb 

liegenden Schriftformverstöße zustehende Kündigungsrecht zum Schutz des 

Mieters, der das eigene Kündigungsrecht aufgrund der Aufhebung des bisherigen 

§ 550 BGB verliert, zeitlich befristet werden. Der Erwerber kann von seinem 

Kündigungsrecht nur noch binnen drei Monaten seit Kenntnis von der ohne Wah-

rung der notwendigen Schriftform getroffenen Zusatzabrede Gebrauch machen. 

Auf diese Weise wird verhindert, dass der Mieter während der gesamten restli-

chen, vereinbarten Vertragslaufzeit aufgrund eines zutage getretenen Formman-

gels mit einer Kündigung durch den Erwerber rechnen muss. Darüber hinaus 

wird die Kündigung unwirksam, wenn der Mieter ihr widerspricht und sich mit 

der Fortsetzung des Mietvertrages zu den schriftlich vereinbarten Bedingungen 

einverstanden erklärt.

C.Alternativen 

Keine.
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D.Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

Die Regelung hat keine finanziellen Auswirkungen auf die öffentlichen Haus-

halte. 

E. Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger, Wirtschaft und Verwal-

tung 

Eine besondere Belastung für diese Bereiche ist durch die Umsetzung der Neu-

reglung nicht zu erwarten. 

F. Sonstige Kosten 

Die Neuregelung hat zur Folge, dass die ursprünglichen Vertragsparteien bis zum 

Ablauf der vereinbarten Mietzeit an den unter Verstoß gegen die Formvorschrift 

auf bestimmte Zeit geschlossenen Vertrag gebunden sind. Hierdurch können 

ihnen im Einzelfall Mehrkosten gegenüber einer Situation, in der der Vertrag hät-

te frühzeitig gekündigt werden können, entstehen. Andererseits kann die nun 

notwendige Fortsetzung des Vertrages gegenüber der früheren Rechtslage auch 

zu erheblichen Einsparungen führen, weil ursprünglich auf längere Zeit geplante 

Investitionen entsprechend lange nutzbar gemacht werden können.

G. Bürokratiekosten 

Keine.
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Gesetzesantrag
des Landes Nordrhein-Westfalen

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des 
Schriftformerfordernisses im Mietrecht 

Der Ministerpräsident Düsseldorf, 25. September 2019 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten 
Daniel Günther

Sehr geehrter Herr Bundesratspräsident,

die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen hat beschlossen, dem Bundesrat den 

als Anlage beigefügten

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Schriftformerfordernisses  

im Mietrecht

zuzuleiten.

Ich bitte, die Vorlage gemäß § 36 Absatz 2 der Geschäftsordnung des Bundesrates 

in die Tagesordnung der Sitzung des Bundesrates am 11. Oktober 2019 aufzuneh-

men und anschließend den zuständigen Ausschüssen zur Beratung zuzuweisen.

Mit freundlichen Grüßen 

Armin Laschet
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Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Schriftformerforder-
nisses im Mietrecht 

Vom …

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs

Das Bürgerliche Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Ja-

nuar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Gesetz (oder 

Artikel … des Gesetzes) vom [einsetzen: Ausfertigung und Fundstelle des 

(Name des Änderungsgesetzes)] geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 550 wird aufgehoben.

2. § 566 wird wie folgt geändert: 

Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Ist der Mietvertrag für längere Zeit als ein Jahr nicht in schriftlicher 

Form geschlossen, ist der Erwerber berechtigt, das Mietverhältnis unter 

Einhaltung der gesetzlichen Kündigungsfrist zu kündigen. Die Kündigung 

kann nur innerhalb von drei Monaten, nachdem der Erwerber Kenntnis von 

der ohne Wahrung der erforderlichen Schriftform getroffenen Vereinbarung 

erlangt hat, erfolgen. Sie ist jedoch frühestens zum Ablauf eines Jahres 

nach Überlassung des Wohnraums zulässig. Die Kündigung wird unwirk-

sam, wenn der Mieter ihr binnen zwei Wochen seit Zugang widerspricht 

und sich mit der Fortsetzung des Mietverhältnisses zu den unter Wahrung 

der erforderlichen Schriftform getroffenen Vereinbarungen bereit erklärt. 

Die Kündigung kann nicht auf solche Verstöße gegen die Schriftform ge-

stützt werden, die erst nach dem Erwerb erfolgt sind.“

3. In § 578 Absatz 1 wird die Angabe „550,“ gestrichen.
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4. § 593b BGB wird wie folgt geändert: 

Nach der Angabe „§§ 566“ werden die Wörter „Absatz 1 und 2, 566a“ ein-

gefügt.

Artikel 2 

Änderung des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche

Dem Artikel 229 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 21. September 1994 (BGBl. I S. 2494; 

1997 I S. 1061), das zuletzt durch Gesetz (oder Artikel … des Gesetzes) vom 

[einsetzen: Ausfertigung und Fundstelle des (Name des Änderungsgesetzes)] 

geändert worden ist, wird folgender § [einsetzen: nächste bei der Verkündung 

freie Zählbezeichnung] angefügt:

„§ …[einsetzen: nächste bei der Verkündung freie Zählbezeichnung]

Überleitungsvorschrift zu dem Gesetz zur Neureglung des Schriftformerforder-

nisses im Mietrecht

Auf Mietverhältnisse und Landpachtverhältnisse, die vor dem [einsetzen: Da-

tum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] eingegangen worden sind, sind §§ 

550, 556 und 578 sowie § 593b des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der bis zu 

diesem Tag geltenden Fassung anzuwenden.“

Artikel 3 

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung:

A. Allgemeiner Teil:

I. Anlass und Ziel des Gesetzentwurfs 

Bereits seit mehreren Jahren beschäftigen sich Rechtsprechung und Lehre mit den 

Auswirkungen der gemäß § 578 Abs. 2, Satz 1 BGB auch auf das Gewerbemietrecht 

anwendbaren sogenannten Schriftformklausel des § 550 BGB. Diese sieht vor, dass 

Mietverträge, die für längere Zeit als ein Jahr nicht in schriftlicher Form geschlossen 

worden sind, als auf unbestimmte Zeit geschlossen gelten und damit nach Ablauf 

eines Jahres ordentlich kündbar sind.

Ursprünglich sollte die Schriftformklausel, dies ergibt sich aus den Gesetzesmateria-

lien, vor allem den Erwerber einer Mietsache schützen. Da dieser nach § 566 BGB in 

das laufende Mietverhältnis einzutreten hat, sollte die Schriftformklausel für ihn sicher 

stellen, dass sich sämtliche zwischen den bisherigen Mietvertragsparteien geschlos-

senen, für das Mietverhältnis wesentlichen Vereinbarungen aus den schriftlichen Ver-

tragsunterlagen ergeben.

Nach ihrem Wortlaut gibt die Norm jedoch nicht nur dem aufgrund des Kaufvertrages 

gemäß § 566 BGB in den Mietvertrag eintretenden Erwerber einer Mietimmobilie, 

sondern auch den ursprünglichen Mietvertragsparteien die Möglichkeit, sich aufgrund 

dieses Formverstoßes vorzeitig vom Vertrag zu lösen.

Die Regelung des § 550 BGB ist nach herrschender Auffassung zwingendes Recht 

und kann damit vertraglich nicht abbedungen werden. Sämtliche Versuche, der 

Kündbarkeit durch entsprechende Vertragsgestaltungen mit Schriftform- oder Schrift-

formheilungsklauseln zu begegnen, hat der Bundesgerichtshof mit Entscheidungen 

aus den Jahren 2017 und 2018 endgültig für unwirksam erklärt1.

1
 vgl. dazu BGH Urteil vom 11. April 2018, XII ZR 43/17 – NZM 2018, 515; Urteil vom 27. September

2017, XII ZR 114/16 - BGHZ 216, 68 = NZM 2018, 38; Urteil vom 25. Januar 2017, XII ZR 69/16 - 

NJW 2017, 1017; BGHZ 164,133 = NJW 2006, 138 f..
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Diese strenge Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes hat dazu geführt, dass es 

in den vergangenen Jahren quasi zu einer „Zweckentfremdung“ der Regelung des  

§ 550 BGB gekommen ist, weil immer wieder eine der Vertragsparteien versucht hat, 

sich unter Verweis auf die Formnichtigkeit einer mietvertraglichen Abrede auf die 

Unwirksamkeit der Befristung des Vertrages zu berufen und diesen sodann entgegen 

der ursprünglich für einen bestimmten Mietzeitraum getroffenen Abrede ordentlich 

(vorzeitig) zu kündigen. Über die im Gewerbemietrecht tätigen Praktiker sind Erfah-

rungen mitgeteilt worden, nach denen in Unternehmen eine Vielzahl von Juristen 

damit beschäftigt wird, laufende Gewerbemietverträge darauf zu durchsuchen, ob 

vertragliche Abreden unter Verstoß gegen das Schriftformerfordernis getroffen wor-

den sind, damit diese vorzeitig gekündigt werden können. Im Zeitraum 2001-2018 

hat es alleine 30 Revisionsurteile gegeben, in denen die Einhaltung der Schriftform 

entscheidungserheblich war2.

Hieraus entstehen für Mieter und Vermieter eines Gewerbemietverhältnisses (die 

Auswirkungen auf das Wohnungsmietrecht sind deshalb deutlich geringer, weil hier 

erheblich höhere Anforderungen an die Zulässigkeit einer zeitlichen Befristung und 

an eine ordentliche Kündbarkeit gestellt werden als im Gewerbemietrecht) gleicher-

maßen erhebliche Rechtsunsicherheiten. Für den Vermieter bedeutet die vereinbarte 

Laufzeit eine wichtige Grundlage für etwaige Investitionsentscheidungen, weil er 

durch sie für eine feste Zeit auf entsprechende Mieteinnahmen vertrauen kann, was 

insbesondere im Fall eines finanzierten Erwerbs von wesentlicher Bedeutung ist. Für 

den gewerblichen Mieter ist eine gewisse Dauer des Mietverhältnisses Vorausset-

zung für die Investition in Ein- und Umbauten und die Sicherung seines Gewerbe-

standortes. Beides ist durch die in § 550 BGB in seiner derzeitigen Fassung häufig 

gegebene Möglichkeit der vorzeitigen Beendigung des Mietverhältnisses gefährdet.

Schon seit mehreren Jahren wird daher immer wieder die Änderung der Gesetzesla-

ge in diesem Punkt gefordert. Bereits in einer vom Mietgerichtstag im Jahr 2011 her-

ausgegebenen Schrift mit dem Titel „10 Jahre Mietrechtsreformgesetz - Eine Bilanz -“ 

hatten sich allein neun Aufsätze mit dem Thema der Schriftform bei längerfristigen 

Mietverträgen beschäftigt. Dabei bedauerten mehrere Autoren, dass der Gesetzge-

2
 so Richter am Bundesgerichtshof Günter in seinem Vortrag auf dem Mietgerichtstag 2019, abrufbar 

unter https://www.mietgerichtstag.de/mietgerichtstage/download-vorträge/mietgerichtstag-2019/ .
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ber im Zuge der Mietrechtsreform im Jahr 2001 die Chance verpasst habe, auch den 

Inhalt des § 550 BGB zu ändern. Bis heute ist diese Diskussion auch keineswegs 

verstummt. Vielmehr ist sie insbesondere aufgrund der Entscheidungen des Bundes-

gerichtshofs aus den Jahren 2017 und 2018 wieder aufgelebt. Auch auf dem Mietge-

richtstag im Jahr 2018 war die Schriftformklausel Thema eines Arbeitskreises, in dem 

der Richter am Bundesgerichtshof Peter Günter in seinem Impulsvortrag3 erneut 

dringend eine Reform durch den Gesetzgeber anmahnte.

Mit diesem Gesetz soll den zahlreichen Appellen entsprochen, ein entsprechender 

Missbrauch der Vorschrift zukünftig unterbunden und mehr Rechtssicherheit für die 

Parteien des Mietvertrages geschaffen werden.

II. Wesentlicher Inhalt 

Das Gesetz beschränkt die Möglichkeit der vorzeitigen ordentlichen Kündigung auf 

den Erwerber und verortet die insoweit geänderte Norm entsprechend in § 566 BGB 

(Grundsatz „Kauf bricht nicht Miete“). 

Damit wird der Schutzzweck der Regelung wieder auf den vom historischen Gesetz-

geber verfolgten Zweck des Erwerberschutzes reduziert.

Soweit der Bundesgerichtshof gerade in neuerer Zeit dem bisherigen § 550 BGB zu-

sätzlich den Zweck zugesprochen hat, auch die Beweisbarkeit der zwischen den ur-

sprünglichen Mietvertragsparteien geschlossenen Vereinbarungen sicherzustellen 

und diese zudem vor übereilten Entscheidungen zu schützen, ist ein solcher Geset-

zeszweck jedenfalls historisch nicht belegbar. Auch der Bundesgerichtshof hat seine 

Annahme eines entsprechend erweiterten Gesetzeszwecks zuletzt nur damit be-

gründet, dass der Gesetzgeber, obwohl im bekannt gewesen sei, dass der Bundes-

gerichtshof auch die Beweisbarkeit und den Übereilungsschutz als mögliche Geset-

zeszwecke erachtet habe, die letzte große Mietrechtsreform im Jahr 2001 nicht ge-

nutzt habe, um die Regelung entsprechend auf den Erwerber zu beschränken4. 

Zusätzlich soll zum Schutz des Mieters, der seinerseits durch die Neuregelung das 

ihm bisher zustehende eigene Kündigungsrecht verliert, die Kündigungsmöglichkeit 

für den Erwerber zeitlich beschränkt werden, damit der Mieter bei einem Formver-

stoß nicht für die restliche Mietzeit zeitlich unbegrenzt mit einer entsprechenden

3
 s. dazu vorherige Fn. 

4
 BGH, Urteil vom 27.09.2017, XII ZR 114/16.
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Kündigung rechnen muss. Insoweit wird das Kündigungsrecht des Erwerbers auf ei-

nen Zeitraum von drei Monaten seit Kenntnis von den ohne Wahrung der notwendi-

gen Schriftform getroffenen Vereinbarungen begrenzt. Zudem erhält der Mieter die 

Gelegenheit, die Kündigung zu verhindern, indem er sich mit der Fortsetzung des 

Mietverhältnisses zu den unter Wahrung der Schriftform getroffenen Vereinbarungen 

bereit erklärt. 

Zum weiteren Schutz des Mieters soll sichergestellt werden, dass der Erwerber die 

Kündigung des Mietverhältnisses nicht auf solche Verstöße gegen die Schriftform 

stützen kann, die auf Vertragsabreden beruhen, die nach dem Erwerb des Objekts 

unter seiner Beteiligung getroffen wurden.

III. Alternativen 

Durch alternative Lösungen ist das angestrebte Ziel einer größeren Rechtssicherheit 

nicht zufriedenstellend zu erreichen.

1. Ersatzlose Streichung des § 550 BGB und Einführung einer Haftung des Veräuße-

rers 

Der Vorschlag, § 550 BGB ersatzlos zu streichen und stattdessen eine spezielle 

Schadensersatzregelung zwischen Veräußerer und Erwerber einzuführen, würde 

dem Erwerber die Möglichkeit nehmen, sich über die Einschränkungen seines Eigen-

tumsrechts hinreichend zu informieren. Er wäre für die gesamte Laufzeit des Vertra-

ges an ihm zuvor unbekannte Bedingungen gebunden und auf Sekundäransprüche 

gegen den Veräußerer beschränkt. 

Die Einführung einer speziellen Haftungsnorm für den Veräußerer erscheint zudem 

deshalb überflüssig, weil er dem Erwerber ohnehin über die allgemeinen Vorschriften 

der §§ 311 Abs. 2, 241 Abs. 2, 280 Abs. 1 BGB für eine schuldhafte Pflichtverletzung 

haftet. Hier hat er zwar die Möglichkeit, sich zu befreien, wenn er die Pflichtverlet-

zung nicht zu vertreten hat. Aber auch in Zusammenhang mit der Einführung einer 

entsprechenden Haftungsnorm dürfte es wohl notwendig sein, eine Exkulpations-

möglichkeit für den Veräußerer aufzunehmen, so dass ein über die bisherige Haftung 

hinausgehender Regelungsgehalt nicht gegeben wäre.

2. Streichung des § 550 BGB und Einführung eines öffentlichen Registers 
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Die ebenfalls vorgeschlagene Einrichtung eines - dem Grundbuch ähnlichen - öffent-

lichen Registers erscheint wegen des damit verbundenen erheblichen Aufwands für 

die öffentliche Verwaltung nicht umsetzbar. Zudem würde das Erfordernis der Eintra-

gung jeder vertragsrelevanten Änderung einen unverhältnismäßigen Aufwand auch 

für die Vertragsparteien bedeuten.

3. Streichung der Geltung des § 550 BGB für den Bereich des Gewerbemietrechts 

Auch ein Ausschluss der Geltung des § 550 BGB für den Bereich des Gewerbemiet-

rechts durch Herausnahme dieser Norm aus dem Katalog der Vorschriften, auf die  

§ 578 Abs. 1 BGB verweist, führt nicht zu einer geeigneten Lösung. Er würde zu ei-

ner Zersplitterung des Mietrechts führen, ohne dass ein sachlicher Grund für die Un-

gleichbehandlung von Wohn- und Gewerbemietecht gegeben wäre. Auch im Woh-

nungsmietrecht besteht ein entsprechender Reformbedarf, weil die hier für den Ver-

mieter geschaffene Kündigungsmöglichkeit für den Mieter den Verlust seines Le-

bensmittelpunktes bedeuten würde. 

Zudem würde der Ausschluss der Regelung für das Gewerbemietrecht das Informa-

tionsinteresse des Erwerbers an den Bedingungen des für ihn bindenden Mietvertra-

ges unangemessen einschränken.

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes beruht auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 

des Grundgesetzes.

V. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

Die Regelung hat keine finanziellen Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte.

VI. Erfüllungsaufwand  

Ein besonderer Erfüllungsaufwand ist mit den Neureglungen weder für die Bürgerin-

nen und Bürger, noch für Wirtschaft oder Verwaltung verbunden.

VII. Weitere Kosten 

Grundsätzliche Kostensteigerungen sind nicht zu erwarten. 

Die Neuregelung hat zur Folge, dass entgegen den bisher geltenden Vorschriften, 

die das Mietverhältnis bei einem Schriftformverstoß nicht nur für den Erwerber, son-
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dern auch für die Parteien des ursprünglichen Mietverhältnisses ordentlich kündbar 

machte, diese nunmehr an den unter Verstoß gegen die Formvorschrift auf bestimm-

te Zeit geschlossenen Vertrag bis zum Ablauf der vereinbarten Vertragszeit gebun-

den sind. Hierdurch können den Mietvertragsparteien im Einzelfall Mehrkosten ge-

genüber einer Situation, in der der Vertrag hätte frühzeitig gekündigt werden können, 

entstehen, etwa weil ein anderweitiges Mietverhältnis (zu für den Vermieter oder Mie-

ter günstigeren Konditionen) nicht eingegangen werden kann. Andererseits kann die 

nun notwendige Fortsetzung des Vertrages gegenüber der früheren Rechtslage auch 

zu erheblichen Einsparungen führen, weil ursprünglich auf längere Zeit geplante In-

vestitionen nun auch entsprechend lange nutzbar gemacht werden können.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuches - BGB)

Zu Nummer 1 

Da die Kündigungsmöglichkeit nur auf den Erwerber beschränkt werden soll, war die 

Regelung aus ihrem bisherigen Kontext der Allgemeinen Vorschriften zu Mietverhält-

nissen über Wohnraum (Untertitel 2., Kapitel 1.) herauszunehmen und in das dortige 

Kapitel 4. zu den Regelungen über den Wechsel der Vertragsparteien zu verschie-

ben.

Zu Nummer 2 

Dem Erwerber soll die Möglichkeit der ordentlichen Kündigung des ohne Wahrung 

der Schriftform geschlossenen befristeten Vertrages so, wie sie auch in der Vorgän-

gerregelung des § 550 BGB geregelt war, erhalten bleiben. Die Kündigungsmöglich-

keit stellt für ihn einen Ausgleich für sein durch die Verpflichtung zum Eintritt in den 

laufenden Mietvertrag beeinträchtigtes Eigentumsrecht dar. 

Da die Regelung damit nur noch in Zusammenhang mit dem Grundsatz „Kauf bricht 

nicht Miete“ von Relevanz ist, soll sie auch in diesem Kontext in den Gesetzestext 

aufgenommen und als weiterer Absatz in den § 566 BGB eingefügt werden.
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Dabei soll zum Schutz des Mieters auch weiter daran festgehalten werden, dass die 

Kündigung frühestens wirksam werden kann, wenn das Mietverhältnis mindestens 

ein Jahr bestanden hat. 

Schließlich wird zum weiteren Schutz des Mieters, der mit der Neureglung seinerseits 

das ihm nach dem aufgehobenen § 550 BGB bisher zustehende Kündigungsrecht 

verloren hat, eine zeitliche Befristung für das Kündigungsrecht des Erwerbers aufge-

nommen, damit der Mieter nicht unbegrenzt mit einer Kündigung durch diesen rech-

nen muss. Die Beweislast für die Fristwahrung trifft dabei den Erwerber, der das Vor-

liegen des Kündigungsgrundes und der weiteren Kündigungsvoraussetzungen darzu-

legen und zu beweisen hat. Insoweit ergibt sich eine der Wahrung der Kündigungs-

frist des § 626 Absatz 2 BGB entsprechende Konstellation, für die das Bundesar-

beitsgericht ebenfalls eine entsprechende Beweislast auf Seiten des Kündigenden 

angenommen hat. 

Dabei wird nicht übersehen, dass das Feststellen einer entsprechenden Kenntnis 

des Schriftformverstoßes für die damit befassten Gerichte mit Schwierigkeiten ver-

bunden sein kann. Dennoch stellt die Regelung - auch wenn sie mit entsprechenden 

Beweisschwierigkeiten verbunden ist - den Mieter jedenfalls besser, als wenn er un-

begrenzt mit einer Kündigung rechnen müsste. Will er Gewissheit haben, so kann er 

durch entsprechende Mitteilung des Formmangels an den Erwerber die Frist selbst in 

Lauf setzen. 

Da die Regelung nur den Erwerber vor überraschenden Vereinbarungen der ur-

sprünglichen Mietvertragsparteien schützen soll, ist er nicht schutzwürdig, wenn der 

Mieter bereit ist, auf eventuell formlos abgeschlossene Zusatzvereinbarungen zu 

verzichten und den Vertrag zu den Bedingungen fortzusetzen, die sich aus den die 

Schriftform wahrenden Vereinbarungen ergeben. Die Kündigung soll daher unwirk-

sam werden, wenn der Mieter ihr unter Erklärung dieser Bereitschaft binnen 2 Wo-

chen widerspricht. 

Schließlich folgt aus der Beschränkung des Schutzzwecks auch, dass der Erwerber 

die Kündigung nicht auf solche unter Missachtung der Form getroffenen Vereinba-

rungen stützen kann, die erst nach dem Erwerb unter seiner Beteiligung getroffen 

wurden.

Drucksache 469/19- 9 -

juris Lex QS
01062024 ()



Zu Nummer 3 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Aufhebung des § 550 BGB. Der bisheri-

ge Verweis auf diese Regelung ist ebenfalls aufzuheben.

Zu Nummer 4 

Es handelt sich um eine Folgeänderung. Durch den in § 593b BGB in seiner bisheri-

gen Fassung enthaltenen Verweis auf § 566 BGB wäre auch der nunmehr neu ein-

geführte § 566 Abs. 3 BGB-E anwendbar. Da jedoch das BGB für Landpachtverträge 

in § 585a BGB eine eigene - dem bisherigen § 550 BGB entsprechende - Regelung 

enthält, würde die Anwendbarkeit auch des § 566 Abs. 3 BGB-E zu einem Wider-

spruch mit § 585a BGB führen, weshalb die neue Regelung aus der Verweisung 

herauszunehmen war. Davon, auch für das Landpachtverhältnis eine vollständige 

Neuregelung vorzunehmen, wie sie für das Mietrecht erfolgt ist, wurde abgesehen, 

da für diese Verträge entsprechende Missbrauchstendenzen nicht bemängelt wer-

den.

Zu Artikel 2 (Änderung des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbu-

che – EGBGB) 

In Art. 229 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche wird eine Über-

gangsvorschrift geschaffen. Sie stellt klar, dass die geänderten Vorschriften nur auf 

Miet- und Landpachtverträge Anwendungen finden, die geschlossen werden, nach-

dem die Vorschriften in Kraft getreten sind.

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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